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Geſetz-Sammlung 
A für die 


Königlichen Preußiſchen Sta gen 


Nr. 12. 


(Nr. 5343.) Geſetz wegen Abaͤnderung mehrerer Vorſchriften uͤber die Preußiſche Poſtporto⸗ 
Taxe. Vom 21. Maͤrz 1861. . 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Se 


Die im H. 1. des Geſetzes vom 21. Dezember 1849. (Gefeg-Sammlung 
S. 439.) feſtgeſetzte Gewichtsprogreſſion fuͤr die Erhebung des Briefportos 
wird dahin abgeaͤndert, daß bei einem Gewichte von Einem Loth an und dar⸗ 
uͤber das zweifache Porto als Maximum zu erheben iſt. 
H. 2. 


Für Packete wird ohne Unterſchied, ob dieſelben Schriften oder andere 
Gegenſtaͤnde enthalten, an Gewichtsporto das in dem Geſetze vom 2. Juni 
1852. (Geſetz⸗»Sammlung S. 300.) feſtgeſetzte Guͤterporto erhoben. 

§. 3. 


Die bisher beſtandenen Beſchraͤnkungen in Betreff des Zuſammenpackens 
verſchiedenartiger Gegenſtaͤnde in den mit der Poſt zu befoͤrdernden Briefen 
und Packeten werden aufgehoben. g 

H. 4. 


Die sub Nr. 3. im H. 35. des Geſetzes uͤber das Poſtweſen vom 5. Juni 
1852. (Geſetz-Sammlung S. 345.) enthaltene Strafbeſtimmung fallt weg. 


Jahrgang 1861. (Nr. 53435344) 23 $ 5. 
Ausgegeben zu Berlin den 8. April 1861. ; 
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§. 5. 
Gegenwärtiges Geſetz tritt vom 1. Mai 1861. ab in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 21. Maͤrz 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fuͤrſt zu Hohenzollern⸗Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann-Hollweg. 
Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 


(Jr. 5344.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. März 1861., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von der Poſener Kreisgrenze bei Chladowo bis zur Warthebruͤcke bei 
Obornik. 


Nacdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Obornik, im Regierungsbezirk Poſen, beabſichtigten Bau einer Chauſſee von der 
Poſener Kreisgrenze bei Ehladowo bis zur Warthebrüce bei Obornik geneh⸗ 
migt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Obornik das Expropriationsrecht 
fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe 


3 Straße. Zugleich will Ich dem Kreiſe Obornik gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
8 chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
* geldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gelten⸗ 
5 den Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmun⸗ 
En gen uͤber die Befreiungen, ſowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtz⸗ 


lichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


ER | Der 


=. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗ Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 85 


Berlin, den 4. Maͤrz 1861. 
Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Minifter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 


und den Finanzminiſter. f 


(Nr. 5345.) Statut fuͤr den Verband der Wieſenbeſitzer im Nuhnethale der Steuergemeinde 
Hallenberg des Kreiſes Brilon. Vom 18. März 4864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der im Nuhnethale bei Hallenberg, Kreis 
Brilon, belegenen Grundſtuͤcke, nach Anhoͤrung der Betheiligten, dem Antrage 
der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar ee $$. 56. 57. (Gefeß - Sammlung vom Jahre 1843. S. 51.), 
was folgt: ; 


H. 1. 


Die Beſitzer der im Nuhnethale von der Stadt Hallenberg bis zur Grenze 
des Kiten ene und Großherzogthums Heſſen belegenen Wieſen, wie ſie 
in dem Situationsplane des Wieſenbaumeiſters Boͤrner vom April und Mai 
1860. und dem dazu gehbrigen Kataſterauszuge vom 24. Mai 1860. verzeich⸗ 
net find, werden zu einem Wieſenverbande vereinigt, um den Ertrag ihrer Grund⸗ 
ſtuͤcke durch Ent: und Bewaͤſſerung zu verbeſſern. 

Der Verband hat Korporationsrechte und ſein Domizil bei ſeinem jedes⸗ 
maligen Vorſteher. f | 


H. 2. 


Die Haupt⸗Be⸗ und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schützen, 
überhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Verbandswieſen erforderlichen 
Anlagen werden — inſoweit nicht die Stadtgemeinde Hallenberg vorweg die 
Koſten einzelner Gegenſtaͤnde übernommen hat — auf gemeinſchaftliche Koſten 


des Verbandes gemacht und unterhalten, nach einem Plane, welcher durch den 
beſtellten Wieſenbaumeiſter anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung 


feftzuftellen iſt. 
(Nr. 53445345.) 23% Die 
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Die Befaamung, der Umbau und die fonftige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ꝛc. bleibt den Eigenthuͤmern uͤber⸗ 
laſſen, jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor⸗ 
ſtehers im Intereſſe der ganzen a Folge zu leiſten; auch koͤnnen fie die 
Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. i 


H. 3. 


Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 
lagen werden ſo vertheilt, daß die Beſitzer derjenigen Parzellen, welche von 
einem Haupt⸗Zuleitungsgraben ihr Waſſer erhalten, die Koſten fuͤr dieſen Gra⸗ 
ben und die dazu gehörigen Wehre und Schuͤtzen ꝛe. nach einem von dem bau⸗ 
leitenden Beamten aufzuſtellenden Kataſterauszuge aufzubringen haben. 


Hierbei ſollen jedoch die bereits vorhandenen Bewaͤſſerungsanlagen in 
der Weiſe angemeſſen beruͤckſichtigt werden, daß die Eigenthuͤmer derſelben im 
verhaͤltnißmaͤßig geringeren Maaße zu den Koſten herangezogen, dieſe Koſten 
alſo nach Verhaͤltniß des aus den neuen Anlagen entſtehenden Nutzens ver⸗ 
theilt werden. Das Beitragsverhaͤltniß wird im Mangel der Einigung durch 
Entſcheidung der Verwaltungsbehoͤrden feſtgeſtellt. Der Buͤrgermeiſter ſetzt die 
Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers feſt und laͤßt die Beitraͤge von 
den Saͤumigen zur Kommunalkaſſe einziehen. 

Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgefuͤhrt, unter Lei⸗ 
tung eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten 
1900 Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 


Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiſtung der Eigenthuͤmer ausführen laſſen. In ſolchen Fallen iſt der Wieſen⸗ 
vorſteher befugt, die nicht rechtzeitig ausgefuͤhrten Arbeiten nach einmaliger 
vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Säumigen machen und die Koſten von 
demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu iſt der Wieſenvor⸗ 
ſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen fuͤr ihre Grundſtuͤcke 
obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben duͤrfen. 


$ 4. 

Die Anlegung der noͤthigen Graͤben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres 0 0 und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Doſſirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufällige Por: 
theile erſetzt werden ſollte, ift Entſchaͤdigung zu gewaͤhren. Streitigkeiten hier⸗ 
15 ED mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden 
i. . 5 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſen⸗ 


verbandes gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843. 
§. 3. 
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H. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. 


H. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wie⸗ 
ſenſchoͤffen. 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als zwei 
Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, 
drei Stimmen, und ſo fort fuͤr je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjährige und moraliſche Perſonen konnen durch ihre geſetzlichen 


Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 


Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im 
Verbande beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechts⸗ 
kraͤftiges Erkenntniß verloren hat. 


Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen 


zu beachten. 


Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Bürgermeifter beſchei⸗ 
nigte Wahlprotokoll. 


VER 


Der Wieſenvorſteher ift die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 


Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinfchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des betreffenden Wieſenbaumeiſters zu ver⸗ 
anlaffen und dieſelben zu beaufſichtigen; 
b) die Beitraͤge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; f 
c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſtſtel⸗ 
lung und Abnahme vorzulegen; a 
d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den Wie⸗ 
ſenſchoͤffen abzuhalten; < 
(Nr. 5345.) e) den: 


oh 


e) den Schriftwechſel fuͤr den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkunden 


deſſelben zu unterzeichnen. Zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig. : 


| In Behinderungsfaͤllen laßt fich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchoͤffen vertreten. a 8 


H. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen kann der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung anſtellen, deſſen Lohn die General⸗ 
verſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- fuͤr allemal be⸗ 
an Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Betätigung des Land⸗ 
rathes. 


Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß ſo waͤſſern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthuͤmer darf die Schleuſen oͤffnen oder zuſetzen, oder uͤberhaupt die Be⸗ 
waͤſſerungsanlage eigenmaͤchtig verändern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſtrafe von zwei Thalern fuͤr jeden Kontraventionsfall. 


Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſun⸗ 
en des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Sog leiften und kann von demſelben mit 
erweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


b. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes durch 
die Regierung (ekr. H. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Ge— 
noſſen betreffenden Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 


Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
0 weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil traͤgt die 

oſten. 


Dias Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. 


Waͤhlbar iſt Jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts an den 
ffent⸗ 


0 
1 
| 
ö 


= = gr 
öffentlichen Gemeindeaͤmtern wählbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe be⸗ 
ſitzt und nicht Mitglied des Verbandes iſt. f 
Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. f | 
Daſſelbe kann der Landrath thun, wenn fonftige Einwendungen gegen 
die Perſon des Buͤrgermeiſters von den Betheiligten erhoben werden, welche 
deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen des Landrathes beeintraͤchtigen. 


H. 10. 


Der Vorſtand hat durch ein mit Genehmigung der Orts⸗Polizeibehoͤrde 
zu erlaſſendes und als Polizeiverordnung zu publizirendes Reglement die noͤthi⸗ 
gen Beſtimmungen wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der 
Heuwerbung und der Hutung auf den Wieſen zu treffen. Uebertretungen des 
Reglements koͤnnen mit Strafen bis zu drei Thalern bedroht werden, deren Feſt⸗ 
ſetzung der Orts⸗Polizeibehoͤrde zuſteht. a 8 f 


§. 11. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 


Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung in 
Arnsberg als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, 
welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 5 


$. 12. 


Abaͤnderungen dieſes Statutes koͤnnen nur unter landesherrlicher Geneh- 
migung erfolgen. . 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 5 | 


Gegeben Berlin, den 18. März 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Puͤckler. v. Bernuth. 


Gar. 53455346.) a (Nr. 5346.) 


e a 


(Nr. 5346.) Bekanntmachung des Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 18. März 1861. die Geneh⸗ 
migung der Errichtung einer in Mechernich, im Regierungsbezirk Aachen, 
domizilirten Aktiengeſellſchaft unter der Benennung „Mechernicher Berg⸗ 
werks⸗Aktienverein“ und Beſtaͤtigung ihres Statuts betreffend. Vom 
27. Maͤrz 1861. . 


* Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 18. Maͤrz 
1861. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Benennung „Mecher⸗ 
nicher Bergwerks⸗Aktienverein“ mit dem Domizil in Mechernich bei Commern, 
im Regierungsbezirk Aachen, zu genehmigen und das durch notarielle Urkunde 
vom 9. Februar 1861. vereinbarte Geſellſchaftsſtatut zu e geruht, was 
hierdurch nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes über die A tiengeſellſchaften 
vom 9. November 1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht 
wird, daß der Allerhöchfte Erlaß nebſt Statut durch das Amtsblatt der Koͤ⸗ 
niglichen Regierung zu Aachen bekannt gemacht werden wird. 


Berlin, den 27. März 1861. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Hoene. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchbruckerei 
(N. Oecker). : 


